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Innsbruck – Vor einer Wo-
che hat die schwarz-grü-
ne Landesregierung das
Flurverfassungsgesetz in
Begutachtung geschickt.
Es soll nach jahrelanger
Diskussion den Konflikt
zwischen Gemeinden und
den rund 250 aus Gemein-
degut entstandenen Ag-
rargemeinschaften lösen.
Doch gerade die beiden
Streitparteien sind mit
dem Gesetz nicht zufrie-
den und tun ihren Unmut
öffentlich kund.

Landwirtschaftskam-
merpräsident Josef He-
chenberger hat den Kri-
tikreigen eröffnet. Er
bezweifelt, dass die Agrar-
gemeinschaftsfrage gelöst
werden kann. „Aus bäu-
erlicher Sicht hat sich die
Agrargemeinschaftsde-
batte in eine unverständli-
che Richtung entwickelt.“
Die Agrarhardliner von
der Agrar West sprechen
offen von Enteignung der
Agrargemeinschaftsmit-
glieder. Obmann Toni Ri-
ser fordert eine histori-
sche Eigentumsprüfung.
Kein gutes Haar lässt er
am Auseinandersetzungs-

verfahren, das aus seiner
Sicht „als Einbahnstra-
ße zu Gunsten der politi-
schen Gemeinde konzi-
piert“ sei.

Eine weitere Front

macht jetzt Gemeinde-
verbandspräsident Ernst
Schöpf auf. Und auch ihn
bringen die möglichen
Auseinandersetzungsver-
fahren und Vereinbarun-
gen auf die Palme. Hatte
Schöpf noch in einer Be-
sprechung mit der Lan-
desregierung von einem
Fortschritt gesprochen,

Gemeindepräsident Ernst Schöpf
geißelt in einem Bürgermeister-

brief das Agrargesetz. Gleichzeitig
protestieren auch die Agrarier bei
Agrarreferent LHStv. Josef Geisler.

Aufstand

„ Es gibt keine
Haupttei-

lungen, das weiß
Schöpf. Aber die
Vorgangsweise ist
sein Stil.“

LHStv. Josef Geisler (VP)
(Agrarreferent) Foto: Rottensteiner

Winfried Schwatlo, Angelika Mlinar, Wolfgang Kubicki und Eva
Hübner (v. l.) diskutierten über bürgernahe Politik. Foto: Angerer

Dieses mobile Denkmal gegen Gewalt an Frauen und Mädchen steht in der Prachtstraße. Foto: Mader

„Wir sind lieber gleich
berechtigt als später“

Innsbruck – Samstag, 8.
März, 15 Uhr, vor dem Gol-
denen Dachl in Innsbruck.
Ein Fremdenführer samt
Schirm und Japanern im
Schlepptau stutzt. Heute
ist viel los vor Innsbrucks
Wahrzeichen. Transparen-
te werden gehalten, Fah-
nen geschwenkt und aus
dem Lautsprecher tönt
„Bella ciao“, die Hymne
der kommunistischen
und sozialdemokratischen
Bewegung. Es ist interna-
tionaler Frauentag und
etwa 100 Demonstrantin-
nen und Demonstranten
sind gekommen, um auf
die Situation der Frauen
in unserer Gesellschaft

aufmerksam zu machen.
„Solidarisieren – mitmar-
schieren“ fordert eine
junge Frau durch das Me-
gaphon. Zu dieser Demo
zum Frauentag, oder wie
es hier auf Transparenten
heißt „Frauenkampftag“,
hat die demokratische
Frauenplattform Tirol auf-
gerufen. Sie vereint Frau-
enorganisationen unter-
schiedlicher Couleurs.
Einennichtunerheblichen
Anteil bilden die migranti-
schen Frauenorganisatio-
nen. Ein Mädchen steht in
der Menge. Sie trägt eine
Stofftasche mit der Auf-
schrift „Eine Frau ohne
Mann ist wie ein Fisch oh-

ne Fahrrad“. Doch an die-
sem Tag sind zahlreiche
Demonstranten Männer.
„Die Zukunft ist weiblich“,
sagt der Innsbrucker And-
reas Wiesinger und „Wir
Männer wollen auch, dass
die Frauen endlich gleich-
berechtigt sind“.

Transparente fordern
gleichen Lohn für gleich-
wertige Arbeit, auf einem
anderen Plakat ist zu le-
sen:„Wir sind lieber gleich
berechtigt statt später.“
In einer engagierten Re-
de weist Christine Kaiser
vom VSStö darauf hin,
dass es noch lange keine
Gleichstellung gibt.

Szenenwechsel: Vor der
Annasäule steht ein über-
dimensionaler Frauen-
kopf als mobiles Denkmal
gegen Gewalt an Frauen
und Mädchen. Die Frau-
e n L e s b e n v e r n e t z u n g
macht in bunten Flyern
darauf aufmerksam, dass
„die Familie nachweislich
der gefährlichste Ort für
Frauen und Kinder ist. 30
bis 40 Frauen werden jähr-
lich in Österreich ermor-
det“. Die Aktion steht un-
ter der Devise „Wir gehen
mit unserer Stimme in die
Luft“. (pla)

Frauen und Männer demonstrierten am internationalen Frauentag
für die Gleichberechtigung der Frauen. Foto: Zeitungsfoto.at
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vollzog er am Freitag ei-
nen Schwenk. In einem
Brief an die Bürgermeister
begründet dies Schöpf so:
„Wer sich nun intensiver
mitdemvorliegendenEnt-
wurf auseinandergesetzt
hat, muss feststellen, dass
die Novelle, anstatt den
Gemeinden nach jahr-
zehntelangem Unrecht zu
ihrem Recht zu verhelfen,
dazu missbraucht wird,
die Gemeinden abermals
zu enteignen und dabei
die Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes

schamlos zu ignorieren.“
Die Auseinanderset-

zungsverfahren entpup-
pen sich für Schöpf als
lupenreine und verfas-
sungswidrige Haupt-
teilungen – endgültige
Vermögensauseinander-
setzungen. „Die Novelle
ist in weiten Teilen ver-
fassungswidrig und wi-
derspricht in vielen Teilen
der verfassungsrechtlich
zugesicherten Gemein-
deautonomie.“

Überrascht von diesen
Aussagen ist ÖVP-Bau-

ernbundobmann und
Agrarreferent LHStv. Jo-
sef Geisler. „Es gibt kei-
ne Hauptteilungen, das
weiß Schöpf. Aber wahr-
scheinlich ist diese Vor-
gangsweise der Stil des
Präsidenten.“ Geisler geht
davon aus, dass es sich um
Schöpfs Privatmeinung
handle. „Unsere Experten
und Verfassungsjuristen
sagen ganz klar, dass das
Gesetz verfassungskon-
form ist.“

Aber auch in seinem
Bauernbund regt sich

Widerstand. Den Bauern
gehen die Regelungen zu
weit. Bauernbunddirektor
Peter Raggl spricht selbst
von massiver Kritik aus
den eigenen Reihen. Am
Montag wird die Bauern-
bundspitze in Pfons ihre
Mitglieder von der Agrar-
novelle informieren. Geis-
ler und Raggl erwartet ein
heißer Abend.

Noch bis 25. März dau-
ert die Begutachtung.
Die Oppositionspartei-
en stehen dem Entwurf
ebenfalls sehr kritisch ge-

genüber. SPÖ, FPÖ, Vor-
wärts Tirol und Liste Fritz
dürften ihn ebenfalls ab-
lehnen. Sie fordern die
Rückübertragung des
Gemeindeguts an die
Gemeinden, das verfas-
sungswidrig an die Agrar-
gemeinschaften übertra-
gen wurde. (pn)

gegen das neue Agrargesetz

Gemeinden und Agrargemeinschaften protestieren gegen das Agrargesetz, das eigentlich den Konflikt lösen soll. Foto: Mühlanger

Landwirtschaftskammerprä-
sident Josef Hechenberger:
„Jedenfalls kritisch hinterfragt
wird, ob es bei der Umsetzung
der VfGH-Erkenntnisse nicht
einen weiteren Spielraum gibt,
um doch noch eine Besserstel-
lung der Agrargemeinschaften
herbeiführen zu können.“

Agrar-West-Obmann Toni
Riser: „Wo ist die so genannte
Eigentum-schützende Partei
ÖVP geblieben? In Erfüllung
der Vorgaben des Erkenntnis-
ses zu Pflach ist bei allfälligen
Auseinandersetzungsverfahren
sowie bei allfälligen behörd-
lichen Gemeindegutsfest-
stellungen eine historische
und rechtliche Überprüfung
gesetzlich vorzuschreiben.“

Gemeindeverbandspräsi-
dent Ernst Schöpf: „Es wird
behauptet, dass mit diesem
Entwurf die Erkenntnisse des
Verfassungsgerichtshofes auf
Punkt und Beistrich umgesetzt
würden. Das mag für die Punk-
te und Beistriche gelten, für
den Inhalt jedenfalls nicht.“

Reaktionen

Kitzbühel – Auf die Suche
nach dem Schlüssel zur
bürgernahen Politik be-
gab man sich am Freitag-
abend in Kitzbühel. Beim
„Talk@eichenheim“ im
Hotel Grand Tirolia dis-
kutierten FDP-Vizechef
Wolfgang Kubicki und
Angelika Mlinar von den
Neos unter der Leitung
von Eva Hübner, Redak-

teurin des Bayerischen
Rundfunks, und des Initi-
ators der Gesprächsreihe,
Winfried Schwatlo. Auch
hätte Tirols Wirtschafts-
kammerpräsident Jürgen
Bodenseer auf dem Podi-
um sitzen sollen, wegen
einer Terminüberschnei-
dung musste er aber kurz-
fristig absagen.

„Es gibt keine Politik-

verdrossenheit, sondern
eine Politikerverdrossen-
heit“, attestierte Mlinar
gleich zu Beginn. Und
auch Kubicki sieht sehr
wohl großes Interesse
bei den Bürgern an Poli-
tik. „Aber wer Aussagen
macht, der muss nach
der Wahl zumindest ver-
suchen, etwas davon um-
zusetzen“, sagte Kubicki.

Die Entscheidungen in
der Politik müssten für
die Wähler nachvollzieh-
bar sein, diese müssten
ihnen erklärt werden.

Für Mlinar sind die fal-
schen Personen in der Po-
litik tätig. „Das Bürgertum
hat sich aus der Politik
verabschiedet, somit hat
eine andere Schicht die-
ses Vakuum gefüllt“, sagt

Mlinar. Ein weiteres Prob-
lem sieht Kubicki auch in
der Sprache der Politiker,
diese habe sich verselbst-
ständigt. Sie klinge gut,
sage aber nichts aus. Er
fordert deshalb mehr Pro-
fessionalität in der Politik.
Es müsse wieder gelingen,
eine Brücke zwischen Po-
litikern und Bürgern zu
schlagen. (aha)

Bürger zurück in das Polit-Boot holen


